
gerichtlich festgestellten oder für vollstreckbar er­
klärten Anspruchs beantragt werden kann, beträgt 
10 Jahre. Bei Ansprüchen auf regelmäßig wieder­
kehrende Leistungen beträgt die Frist 4 Jahre.
(2) Die Frist beginnt mit dem Tag der Rechtskraft 
der Entscheidung des Gerichts, jedoch nicht vor Fäl­
ligkeit des Anspruchs. Bei Ansprüchen auf regelmä­
ßig wiederkehrende Leistungen beginnt die Frist für 
jede Teilleistung gesondert am l.Tag des Monats, 
der auf die Fälligkeit der Teilleistung folgt.
(3) Die Frist wird durch den Antrag auf Vollstrek-
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kung unterbrochen. Sie beginnt erneut mit dem 
1. Tag des Monats, der auf die Beendigung der Voll­
streckung folgt. Das Gericht kann auf Antrag auch 
nach Ablauf der Frist vollstrecken, wenn dafür 
schwerwiegende Gründe vorliegen und es im Inter­
esse des Gläubigers dringend geboten erscheint und 
dem Schuldner zuzumuten ist.
(4) Die Vollstreckungsverjährung ist für die Zeit ge­
hemmt, während der der Anspruch gestundet oder 
die Vollstreckung vorläufig eingestellt ist.
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Einführungsgesetz zum Zivilgesetzbuch 
der Deutschen Demokratischen Republik

vom 19. Juni 1975 
(GBl. I Nr. 27 S. 517)
i. d. F. des Gesetzes vom 15. Juni 1984 über die Entschädigung für die Bereitstellung von Grundstücken - Ent­
schädigungsgesetz - (GBl. I №. 17 S. 209)
und des Gesetzes vom 30. November 1984 über Warenkennzeichen (GBl. I Nr. 33 S. 397)

I.
Anwendungsbestimmungen

§ 1
Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches
Das Zivilgesetzbuch tritt am 1. Januar 1976 in Kraft.

§ 2
Anwendung des Zivilgesetzbuches
(1) Das Zivilgesetzbuch ist auf alle nach seinem In­
krafttreten begründeten Zivilrechtsverhältnisse an­
zuwenden.
(2) Das Zivilgesetzbuch ist auch auf alle bei seinem 
Inkrafttreten bestehenden Zivilrechtsverhältnisse 
anzuwenden, soweit in diesem Gesetz nichts anderes 
bestimmt ist. Für das Bestehen der vor Inkrafttreten 
des Zivilgesetzbuches begründeten Rechte und 
Pflichten ist das bis zu diesem Zeitpunkt geltende 
Recht maßgebend.

§ 3
Anwendung auf andere Eigentumsformen
Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches sind auf 
andere Eigentumsformen entsprechend anzuwen­
den, soweit dafür besondere Rechtsvorschriften 
nicht bestehen.

§ 4
V ersicherungsverhältnisse
Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches über Ver­
sicherungsverhältnisse sind auch auf die Versiche­
rungsbeziehungen von Betrieben und Organisatio­

nen mit Versicherungseinrichtungen der Deutschen 
Demokratischen Republik anzuwenden, soweit da­
für besondere Rechtsvorschriften nicht bestehen.

§5
Nutzung von Grundstücken und Gebäuden
(1) Sind vor Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches in 
Ausübung eines vertraglich vereinbarten Nutzungs­
rechts auf Bodenflächen Wochenendhäuser oder an­
dere Baulichkeiten entsprechend den Rechtsvor­
schriften errichtet worden, die der Erholung, Frei­
zeitgestaltung oder ähnlichen Bedürfnissen der Bür­
ger dienen, bestimmt sich das Eigentum nach dem 
Zivilgesetzbuch.

Anmerkung: Vgl. hierzu §296. §313 Abs. 2 ZGB 
(Reg.-Nr. 1).

(2) Erbbaurechte, die für eine bestimmte Zeit be­
stellt sind, bestehen nach Ablauf dieser Zeit mit dem 
gleichen Inhalt weiter, wenn das Grundstück nicht 
an den Erbbauberechtigten verkauft wird. Mit dem 
Verkauf des Grundstücks erlischt das Erbbaurecht. 
Dem Grundstückseigentümer steht ein Heimfall­
recht nicht zu. In Falle des Verkaufs des Grund­
stücks steht dem Erbbauberechtigten gegenüber 
dem Grundstückseigentümer ein Vorkaufsrecht zu. 
Besteht ein Erbbaurecht an einem volkseigenen 
Grundstück und wurde in Ausübung dieses Rechts 
ein Eigenheim errichtet, kann dem Berechtigten 
nach den dafür geltenden Rechtsvorschriften das 
Nutzungsrecht an dem volkseigenen Grundstück
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